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Seit einigen Tagen füllen Hunderttausende von DemonstrantInnen die Straßen der größten Stadt
Myanmars, Rangun, der zweitgrössten Stadt, Mandalay, der Hauptstadt Naypyidaw und vieler
anderer Städte und Ortschaften. Sie skandieren „Military dictator, fail, fail; Democracy, win, win“
(„Militärdiktator, scheitern, scheitern; Demokratie, siegen, siegen“) und fordern ein Ende des
Putsches, der von der Junta unter dem Oberbefehlshaber der Armee, Min Aung Hlaing, durchgeführt
wurde. In der Stadt Bago setzte die Polizei Wasserwerfer ein, schaffte es aber nicht, die
Menschenmenge zu zerstreuen. In der Hauptstadt, wo sich das militärische Oberkommando
befindet, wurden Gummigeschosse abgefeuert.

Das Militär, bekannt als Tatmadaw, startete den Coup vom 1. Februar, weil es zutiefst beunruhigt
war über das Ausmaß des Sieges der Nationalen Liga für Demokratie (National League for
Democracy; NLD) der Nobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi in den Novemberwahlen, die 396 von
476 Sitzen im Parlament gewann. Ihre eigene Marionette, die Union Solidarity and Development
Party (Partei für Einheit, Solidarität und Entwicklung), erlitt eine vernichtende Demütigung und
erhielt nur 33 Sitze. Infolgedessen stehen Staatsrätin Suu Kyi und der Präsident der NLD, Win
Myint, unter Hausarrest.

Das Militär behauptet, ohne jeglichen Beweis, dass die Wahlergebnisse vom November gefälscht
waren. In Wirklichkeit hatte es Angst, dass eine weitere NLD-Regierung mit einer so großen
Mehrheit im Parlament versucht sein könnte, die Verfassung von 2008 zu ändern. Diese verlieh den
Streitkräften enorme Privilegien, einschließlich 25 Prozent der Sitze im Parlament, und die Kontrolle
über wichtige Sicherheitsministerien. Sie schützt auch die Kontrolle der Militärelite über große Teile
der Wirtschaft des Landes.

Bewegung

StudentInnen, BeamtInnen, ÄrztInnen, LehrerInnen und FabrikarbeiterInnen, viele aus Firmen, die
mit dem Militär verbunden sind, haben Streiks und Arbeitsniederlegungen begonnen. Um die
Demonstrationen zu unterbinden, blockierten die Militärs sofort Facebook, Twitter und Instagram,
und dann wurde die Verbindung zum gesamten Internet auf nur 16 Prozent der normalen Rate
gedrosselt. Dennoch ist es ihnen nicht gelungen, die Demonstrationen zu unterdrücken, die am
Wochenende des 6. und 7. Februar massenhafte Ausmaße annahmen.

Am dritten Tag der Mobilisierung wurden weit verbreitete Rufe nach einem Generalstreik laut. Trotz
der Schließung der Social-Media-Kanäle haben die Mobilisierungen ihre eigenen Mittel zur
Verbreitung der Aktionsaufrufe hervorgebracht. Von einem Ende des Landes zum anderen wird
immer deutlicher, dass sich eine Revolution entwickelt, die nur mit brutalstem Vorgehen
niedergeschlagen werden könnte.

Die Generäle haben in der Vergangenheit bewiesen, dass sie durchaus bereit sind, zu massiver
Gewalt zu greifen. Tausende wurden getötet, als sie 1988 den Volksmacht-Aufstand niederschlugen,
und erneut 2007, als die Armee die „Safran-Revolution“ zermalmte, die so genannt wurde, weil so
viele buddhistische Mönche an den Demonstrationen beteiligt waren. Seitdem haben jedoch zehn
Jahre einer „demokratischen Öffnung“ und die Nutzung sozialer Medien den Mut und das
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Selbstvertrauen einer großen Zahl junger Menschen gestärkt.

Bis jetzt scheint die Junta zu zögern, vielleicht aus Angst, die Moral ihrer Truppen zu testen, sollten
sie aufgefordert werden, auf eine so extrem populäre Bewegung zu schießen. Stattdessen haben sie
Pro-Armee-Gruppen mobilisiert, um gegen die DemonstrantInnen  aufzumarschieren. Es ist klar,
dass diese Krise nicht unendlich weitergehen kann. Zwei HauptakteurInnen, die ArbeiterInnenklasse
und die einfachen SoldatInnen werden bestimmen, wie sie sich weiterentwickelt. Wird ein
umfassender Generalstreik das Land lahmlegen? Kann man sich auf die SoldatInnen verlassen, dass
sie das Feuer auf ihre Landsleute eröffnen?

Führung

Das Problem, mit dem die Bewegung konfrontiert ist, ist das gleiche wie bei früheren Revolten,
nämlich das Fehlen einer Führung, die organisch in den Massen verwurzelt ist. Von der NLD, deren
rote Banner und Hemden überall zu sehen sind, wird nicht berichtet, dass sie die organisierende
Kraft ist. Sie konzentriert sich ganz auf den Kult um ihre Führerin, Aung Sang Suu Kyi, die zuvor 15
Jahre in Haft verbracht hatte und ein unvergleichliches Prestige besitzt. Ihr Vater (Bogyoke) Aung
Sang (1915–1947) war der Gründer der damaligen burmesischen Streitkräfte und trägt den Titel
„Vater der Nation“.

Im Ausland wurde ihr Ruf jedoch durch die schändliche Art und Weise befleckt, wie sie 2017 die
ethnische Säuberung und den versuchten Völkermord am Volk der Rohingya deckte, als 740.000 zur
Flucht nach Bangladesch gezwungen wurden, wo sie in Lagern unter entsetzlichen Bedingungen
leben. Trotz ihres Versagens, die Rechte der Minderheitsnationalitäten Myanmars, etwa 32 % der
Bevölkerung, zu unterstützen, was ein Ergebnis ihres burmesischen (Bamar-)Nationalismus ist, ist
sie immer noch enorm beliebt bei der Masse. Sollten die Dinge für die Generäle schlecht laufen,
könnten sie sogar auf einen Deal mit ihr zurückgreifen, um eine revolutionäre Bewegung zu
befrieden. In Anbetracht ihres bisherigen Verhaltens könnte sie dies durchaus akzeptieren.

Um das Fortschreiten des Putsches aufzuhalten, sind drei Dinge notwendig: die Fortsetzung der
Massendemonstrationen, die Einleitung eines umfassenden unbefristeten Generalstreiks, der das
Land zum Stillstand bringen wird, und dabei das Brechen der einfachen Soldaten der Streitkräfte
und der unteren Ränge der Polizei von ihren Befehlshabern und ihre Gewinnung für die Bewegung.

Im Zuge eines solchen Generalstreiks sollten in allen Betrieben und Bildungsstätten Aktionsräte als
Führung der Revolution gewählt werden. Aus diesen Mobilisierungen heraus sollten
Verteidigungsgruppen von ArbeiterInnen, Jugendlichen, SoldatInnen, Bauern und Bäuerinnen
gebildet werden. Wenn die SoldatInnen zur Revolution übergehen, müssen auch sie ihre eigenen
Räte organisieren und die OffizierInnen und KommandantInnen durch gewählte, den Massen
ergebene ersetzen.

Allein die Tatsache, dass die Generäle trotz eines Jahrzehnts „demokratischer Öffnung“ und der
Präsenz der NLD in der Regierung seit 2015 immer noch an der wirklichen Macht, sowohl
wirtschaftlich als auch militärisch, festhielten, zeigt einfach, dass ihre Diktatur hinter einer Fassade
der zivilen Herrschaft versteckt war.

Die Lehre aus den Revolutionen des Arabischen Frühlings von 2011 ist, dass ohne eine politische
Partei der ArbeiterInnenklasse und der Jugend die Revolution entweder zerschlagen wird oder die
Massen durch eine Umgruppierung der Generäle und der PolitikerInnen an der Spitze getäuscht
werden. Eine konterrevolutionäre Führung von oben wird ein Vakuum füllen, das durch das Fehlen
einer revolutionären Führung von unten entsteht. So ist heute, in Ägypten, Abd al-Fattah as-Sisi
trotz der Mobilisierungen auf dem Tahrir-Platz ein noch brutalerer Diktator als Hosni Mubarak, der



durch diese Demonstrationen gestürzt wurde.

Permanente Revolution

Nur eine durchgreifende demokratische politische Revolution, angeführt von der
ArbeiterInnenklasse und der Jugend, die sich zu einer sozialen Revolution weiterentwickelt, kann
diese Situation grundlegend verändern. Es muss eine Revolution sein, die die Macht der Kaste der
Generäle vollständig auflöst und die Repressionsmaschinerie des Staates endgültig zerschlägt. Sie
muss auch ihre ökonomische Macht beenden, ihre unrechtmäßigen Gewinne beschlagnahmen, die
ArbeiterInnenkontrolle in den Fabriken und Büros, den Schulen, Krankenhäusern und anderen
Arbeitsstätten etablieren. Auf dem Lande müssen die Bauern und Bäuerinnen ihre eigenen Räte
organisieren. Eine solche Revolution sollte die Militärregierung vertreiben und eine Regierung der
ArbeiterInnen und Bauern sowie Bäuerinnen an die Macht bringen.

Angesichts der demokratischen Hoffnungen und Bestrebungen des Volkes nach so vielen
Jahrzehnten der Diktatur wird es sehr wahrscheinlich notwendig sein, die Forderung nach Wahlen
zu einer völlig souveränen verfassunggebenden Versammlung zu erheben und nicht einfach eine
weitere NLD-Regierung zu installieren, die bereit ist, einen Deal mit der Tatmadaw einzugehen.
Diese Wahlen sollten unter der Kontrolle von Komitees und Räten der ArbeiterInnen, der Jugend,
von Bauern und Bäuerinnen durchgeführt und von deren Verteidigungsorganisationen bewacht
werden. Die Versammlung sollte nicht nur die Rechte der burmesischen Mehrheitsethnie
berücksichtigen, sondern auch das auf Selbstbestimmung aller nationalen Minderheiten des Landes,
einschließlich der Rückkehr der Rohingya-Flüchtlinge.

Nicht zuletzt muss im Verlauf der Revolution eine revolutionäre Partei der ArbeiterInnenklasse
gebildet werden, die alle Versuche Suu Kyis und der NLD, erneut Kompromisse mit dem Militär
einzugehen und das Land für ausländisches Kapital, ob aus dem Westen oder aus China, zu öffnen,
herausfordern kann.

Schließlich sollten die KommunistInnen dafür kämpfen, dass eine konstituierende Versammlung alle
ausländischen und einheimischen GroßkapitalistInnen enteignet und das gesellschaftliche Eigentum
an den Produktionsmitteln einführt. Obwohl die Revolution in Myanmar also als eine Revolution für
Demokratie beginnt, muss sie sich, um diese vollständig zu erreichen, zu einer Revolution für
ArbeiterInnenmacht und Sozialismus entwickeln.

Unterstützung und Solidarität – von wem?

Zwei imperialistische „Lager“ verfolgen die Krise in Myanmar: zum einen die USA und ihre
westlichen Verbündeten, zum anderen China und in geringerem Maße Russland. Die NLD, seit 2015
an der Regierung, hat versucht, Myanmar für den Westen zu öffnen. Trump zeigte wenig Interesse,
aber der neue US-Präsident forderte die Generäle schnell auf, die Demokratie wiederherzustellen.

Sein nationaler Sicherheitsberater, Jake Sullivan, hat gesagt, das Weiße Haus prüfe „spezifische
gezielte Sanktionen sowohl gegen Einzelpersonen als auch gegen vom Militär kontrollierte
Einrichtungen, die es bereichern“. Diese „gezielten Sanktionen“, wie sie gegen Russland oder
Venezuela gerichtet sind, werden der Sache der arbeitenden Menschen und der Jugend dieser
Länder nicht ein Jota helfen.

Sie werden ebenso  wenig ändern wie Erklärungen des UN-Sicherheitsrates, der lediglich „tiefe
Besorgnis“ über die willkürliche Inhaftierung von Mitgliedern der Regierung Myanmars zum
Ausdruck brachte und ihre sofortige Freilassung forderte. Natürlich war dieser Entwurf einer
Erklärung verwässert worden, um ein Veto Russlands und Chinas zu verhindern. China bleibt jedoch



vorsichtig, um zu sehen, wer sich durchsetzen wird. Der Sprecher des chinesischen
Außenministeriums, Wang Wenbin, erklärte, dass Peking immer noch versuche, die Situation in
Myanmar zu verstehen“, während er gleichzeitig betonte, dass China „Myanmars freundlicher
Nachbar“ sei und die Regierung hoffe, dass „alle Parteien in Myanmar ihre Streitigkeiten beilegen
und die soziale und politische Stabilität aufrechterhalten können, indem sie die Verfassung und die
Gesetze anwenden“. Chinas Außenminister, Wang Yi, hatte das Land Mitte Januar besucht und
sowohl Aung Sang Suu Kyi als auch Min Aung Hlaing getroffen.

China hat große strategische und wirtschaftliche Interessen in Myanmar. Es ist ein wichtiges Glied
im berühmten „one belt, one road“-Projekt, das chinesischen HändlerInnen direkten Zugang zum
Indischen Ozean verschafft. Aber wie in anderen Ländern auch gab es in letzter Zeit Reibereien
zwischen dem Militär und China wegen eines Wasserkraftprojektes und den Praktiken chinesischer
Firmen bei großen Infrastrukturplänen. Wenn der Westen ernsthafte Maßnahmen ergreift, um
Myanmar zu isolieren, wird er das Land mit Sicherheit in das Lager Pekings treiben, und das könnte
seine Hand draufhalten.

Eines ist sicher, keine dieser Gruppen rivalisierender imperialistischer Mächte ist wirklich an den
demokratischen Rechten oder der Souveränität Myanmars und seiner Völker interessiert,
geschweige denn an der Unterstützung der Kämpfe der ArbeiterInnen und der Jugend Myanmars.

In den letzten Jahren ist das Land zum Ziel für immer mehr ausländisches Kapital geworden.
Chinesische BekleidungsherstellerInnen gehören zu denjenigen, die sich im Land niedergelassen
haben. Mittlerweile gibt es 350 große Fabriken, die 240.000 ArbeiterInnen beschäftigen, von denen
über 90 Prozent Frauen sind. Die meisten ausländischen Direktinvestitionen kommen jedoch immer
noch aus der südostasiatischen Region und hatten im Steuerjahr 2020 einen Wert von 5,5 Mrd. US-
Dollar (4 Mrd. Britische Pfund). Singapur war der größte ausländische Investor mit einem Anteil von
34 Prozent an den gesamten genehmigten Investitionen. Hongkong war der zweitgrößte, mit 26
Prozent. Auf Immobilien und die verarbeitende Industrie entfielen jeweils etwa 20 Prozent.

Dennoch geht ein Großteil der Produktion der Fabriken des Landes nach Europa. Deutschland,
Spanien und Großbritannien führen die Liste der ImporteurInnen von Produkten der Bekleidungs-
und Schuhindustrie Myanmars an. Die großen Textilketten wie H&M könnten ein Ziel für
Streikposten und Proteste in Solidarität mit den ArbeiterInnen und Jugendlichen des Landes
werden.

Die westlichen imperialistischen Demokratien werden wie bisher nichts tun, um den Massen in
Myanmar zu helfen, während vor allem China weiterhin die Generäle unterstützen wird. Es ist die
ArbeiterInnenklasse auf der ganzen Welt, die ihre Solidarität mit einem Generalstreik und dem
Widerstand ausdrücken sollte, falls das Militär zum Blutvergießen greift. SozialistInnen und
KommunistInnen sollten ihre volle Unterstützung für den Widerstand gegen die Militärherrschaft in
Myanmar erklären und einen ArbeiterInnenboykott als Zeichen unserer Solidarität verhängen.

Nieder mit der Militärjunta!

Solidarität mit dem Widerstand!

Vorwärts zu einer demokratischen und sozialen Revolution in Myanmar!


